Landräte

Örtliche Ordnungsbehörden

Polizei

Hessische HundeVO v. 22.01.2003 – Standards Wesenstest/Sachkunde

Urteil d. VG Gießen v. 26.07.2004 – 10 E 605/04 –
Sehr geehrte Damen und Herren,

wir möchten Sie in oben genannter Angelegenheit auf ein neues Urteil des VG Gießen vom 26.07.2004 – 10 E 605/04 – aufmerksam machen, das für Sie als Ausführende von unmittelbarer Bedeutung ist, da es u.a. um die Anerkennung von Gutachten geht.

Die Damen und Herren Landräte werden gebeten, dieses Schreiben an die nachgeordneten Behörden weiterzuleiten.

Die Kernaussagen und rechtlichen Auswirkungen dieses wichtigen Urteils lassen sich folgendermaßen zusammenfassen:

1. Als actus contrarius muss die Streichung aus der Sachverständigenliste – wie die Aufnahme – im Benehmen mit dem Verband für das Deutsche Hundewesen e.V. und der Landestierärztekammer Hessen vorgenommen werden (S. 17 d. Urteils). Eine entsprechende Beteiligung darf nur ausnahmsweise unterbleiben, z.B. wenn aufgrund von Schwere und Reichweite des Verstoßes des Sachverständigen keine andere Entscheidung der zu beteiligenden Stelle möglich ist, als die Benehmensherstellung zu erteilen (S. 19 d. Urteils).

2. Jede Änderung der Standards zur Durchführung der Sachkunde und Wesensprüfung durch den RP Darmstadt bedarf zwingend des erforderlichen vorherigen Benehmens mit dem Verband für das Deutsche Hundewesen e.V. und der Landestierärztekammer Hessen (S. 18 d. Urteils). Andernfalls ist die Änderung unbeachtlich und zwar sowohl im Verhältnis zur Ordnungsbehörde wie auch zum Hundehalter.
3. Soweit die Standards Wesensprüfung unter Ziffer 4. Prüfungsablauf bestimmen, dass die Wesensprüfung ausschließlich in einem öffentlichen Bereich stattzufinden hat, ist dies mit dem Beschluss des VGH Kassel v. 01.06.2004 – 11 TG 608/04 – unvereinbar. Der VGH Kassel hat den Beginn der Wesensprüfung in der Wohnung des Hundehalters als für die Akzeptanz des Gutachtens unschädlich angesehen. Gleiches wird erst recht für den Beginn der Prüfung in einer tierärztlichen Praxis oder anderen nichtöffentlichen Bereichen gelten (S. 18 d. Urteils).

4. Dass die zu prüfenden Hunde einer vorherigen tierärztlichen Untersuchung unterzogen werden, widerspricht nicht zwingend den derzeit geltenden Standards, was aus Ziffer 4 Prüfungsablauf, a „Handling des Hundes durch die sachverständige Person“, folgt (S. 18 d. Urteils). Dass BVerfG hat im Urteil vom 16.03.2004 – 1 BVR 1778/01 – (S. 13 d. BVerfG Urteils) im übrigen ausgeführt, dass es möglich sei, durch pharmakologische Behandlung des Wesen eines Hundes zu verdecken. Dies beweist, dass eine fachkundige Begutachtung des Hundes vor Durchführung des Tests durch pharmakologisch gebildete Tierärzte angezeigt ist. Die anders lautenden Standards des RP Darmstadt belegen unzureichende Sach- und Rechtskenntnisse.

5. Die Beteiligung eines Sachverständigen an einem Normenkontrollverfahren gegen die HundeVO oder eine entsprechende Ankündigung sind als statthafte Wahrnehmung eigener Rechte nicht geeignet, die Streichung aus der Sachverständigenliste zu rechtfertigen. Dazu bedürfte es konkreter Umstände, die die Neutralität und Objektivität der Sachverständigentätigkeit erheblich erschüttern (S. 21 d. Urteils).

6. Der Hessischen Polizeischule – Fachbereich Diensthundewesen – kommt nach §§ 6, 7 HundeVO keinerlei Vorschlagsrecht bei der Benennung von Sachverständigen zu. Mit ihr oder ihren Vertretern ist auch keinerlei Benehmen herzustellen und ihr kommen auch sonst keine Beteiligungsrechte zu. Alle anders lautenden Bestimmungen in den Standards sind wegen Verstoßes rechtswidrig.

7. Gegen die Standards bestehen als solche erhebliche rechtliche Bedenken. Unter diesem dem Verwaltungssprachgebrauch fremden Terminus werden breit akzeptierte, allgemein angewandte Regeln und Normen verstanden, die veröffentlicht werden. Diese Voraussetzungen sind bei den hessischen Standards nicht erfüllt.

· Zum einen sind die vorliegenden Standards des RP Darmstadt schon nicht allseits anerkannt. Die Landestierärztekammer Hessen, die Wissenschaft (Fr. Dr. Feddersen-Petersen; Uni Kiel) wie auch Diensthundeexperten der Polizei selbst (Stellungnahme des Leiters der Landespolizeischule für Diensthundeführer NRW v. 04.11.2002) haben erhebliche Mängel beanstandet, denen nicht abgeholfen wurde. In anderen Ländern wird nach anderen, besseren Methoden verfahren (S. 26 f. d. Urteils)

· Zum anderen fehlt es an einer wirksamen Veröffentlichung und der Einhaltung der Verkündungs- und Nachweispflichten, die auch in §§ 6, 7 HundeVO als solche nicht enthalten ist.

Damit sind die Standards in ihrer derzeitigen Fassung zur mittlerweile 4. HundeVO v. 22.01.2003, deren rechtliches Schicksal ebenfalls noch offen ist (BVerwG - 6 BN 3.04 -), rechtlich nicht haltbar. Die Stellung der Landestierärztekammer Hessen wie auch der VdH e.V. sowie der einzelnen von diesen bestellten Sachverständigen werden durch das Urteil nachhaltig gestärkt.
Die Einbeziehung der Hessischen Polizeischule – Fachbereich Diensthundewesen –in die Standards war und ist rechtswidrig; die von deren polizeilichen „Sachverständigen“ durchgeführten Prüfungen waren rechtswidrig und deshalb gegenstandslos, wenn diese nicht zugleich durch die allein vorschlagsberechtigten Stellen, d.h. den VdH e.V. bzw. die Landestierärztekammer wirksam benannt wurden. Das rechtswidrige Tätigsein polizeilicher Diensthundeführer wird sofort einzustellen sein; deren Gutachten kommt im Rahmen der §§ 6, 7 HundeVO keine Wirkung zu.
Darüber hinaus bestehen an der Unabhängigkeit und Unvoreingenommenheit der dem HMdI unterworfenen Diensthundeführer Bedenken. Ob diesen aus diesem Grund überhaupt nach den beamtenrechtlichen Vorschriften eine (rechtmäßige) Nebentätigkeitsgenehmigung erteilt werden darf, ist zweifelhaft und aus unserer Sicht zu verneinen.
Aus den rechtswidrigen Standards des Herrn Klaus Erhardt vom RP Darmstadt wie den rechtswidrig durch Diensthundeführer der hessischen Polizei durchgeführten Prüfungen werden sich disziplinarische Konsequenzen für die rechtswidrig handelnden Akteure ergeben.

Sie werden damit rechnen dürfen, dass sich der besagte Herr Klaus Erhardt bei Ihnen melden wird und Sie aus seiner „Sicht“ informieren wird. Als Maxime Ihres Handelns sollten Sie sich jedoch am Urteil des VG Gießen bzw. der objektiven Rechtslage orientieren.

Wir werden Sie auch künftig über wichtige Neuerungen im Bereich der HundeVO unterrichten, da die Ihnen offiziell auf dem Dienstweg zugeleiteten Informationen häufig durch Fehleinschätzungen oder Wunschdenken geprägt sind, statt sich – wie gesetzlich gefordert - klar an der Rechtsordnung zu orientieren.
Mit freundlichen Grüßen

Anlage: Urteil VG Gießen (Auszüge)
